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Band 9. Zwei deutsche Staaten 1961-1989 
Appell des West-Berliner Bürgermeisters an den US-amerikanischen Präsidenten  
(15. August 1961) 
 
 
Bürgermeister Willy Brandt ist darüber enttäuscht, dass eine entschiedene Reaktion von 
Präsident John F. Kennedy auf den Mauerbau ausbleibt. Er bemüht sich, diesen auf die 
psychologische Krisensituation in der West-Berliner Bevölkerung aufmerksam zu machen und 
bittet um aktive Gegenmaßnahmen, um das Vertrauen in die Unterstützung des Westens für die 
belagerte Stadt wiederherzustellen. 
 
 
 
[…] 
 
Die Maßnahmen des Ulbricht-Regimes, gestützt durch die Sowjetunion und den übrigen 
Ostblock, haben die Reste des Vier-Mächte-Status nahezu völlig zerstört. Während früher die 
Kommandanten der alliierten Mächte in Berlin bereits gegen Paraden der sogenannten 
Volksarmee protestierten, haben sie sich jetzt mit einem verspäteten und nicht sehr kraftvollen 
Schritt nach der militärischen Besetzung des Ostsektors durch die Volksarmee begnügen 
müssen. Die illegale Souveränität der Ost-Berliner Regierung ist durch Hinnahme anerkannt 
worden, soweit es sich um die Beschränkung der Übergangsstellen und des Zutritts zum 
Ostsektor handelt. Ich halte dies für einen ernsten Einschnitt in der Nachkriegsgeschichte dieser 
Stadt, wie es ihn seit der Blockade nicht mehr gegeben hat.  

Die Entwicklung hat den Widerstandswillen der West-Berliner Bevölkerung nicht verändert, aber 
sie war geeignet, Zweifel in die Reaktionsfähigkeit und Entschlossenheit der Drei Mächte zu 
wecken. Dabei ist ausschlaggebend, daß der Westen sich stets gerade auf den existierenden 
Vier-Mächte-Status berufen hat. Ich weiß wohl, daß die gegebenen Garantien für die Freiheit 
der Bevölkerung, die Anwesenheit der Truppen und den freien Zugang allein für West-Berlin 
gelten. Dennoch handelt es sich um einen tiefen Einschnitt im Leben des deutschen Volkes und 
um ein Herausdrängen aus Gebieten der gemeinsamen Verantwortung durch die das gesamte 
westliche Prestige berührt wird.  

Die politisch-psychologische Gefahr sehe ich in doppelter Hinsicht:  

1. Untätigkeit und reine Defensive könnten eine Vertrauenskrise zu den Westmächten 
hervorrufen. 
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2. Untätigkeit und reine Defensive könnten zu einem übersteigerten Selbstbewußtsein des Ost-
Berliner Regimes führen, das heute bereits in seinen Zeitungen mit dem Erfolg seiner 
militärischen Machtdemonstration prahlt. 

Die Sowjetunion hat die Hälfte ihrer Freistadtvorschläge durch den Einsatz der deutschen 
Volksarmee erreicht. Der zweite Akt ist eine Frage der Zeit. Nach dem zweiten Akt würde es ein 
Berlin geben, das einem Ghetto gleicht, das nicht nur seine Funktion als Zufluchtsort der 
Freiheit und als Symbol der Hoffnung auf Wiedervereinigung verloren hat, sondern das auch 
vom freien Teil Deutschlands abgeschnitten wäre. Dann könnten wir statt der Fluchtbewegung 
nach Berlin den Beginn einer Flucht aus Berlin erleben. 

Ich würde es in dieser Lage für angemessen halten, wenn die Westmächte zwar die 
Wiederherstellung der Viermächteverantwortung verlangen, gleichzeitig aber einen Drei-
Mächte-Status West-Berlins proklamieren würden. Die drei Mächte sollten die Garantie ihrer 
Anwesenheit in West-Berlin bis zur deutschen Wiedervereinigung wiederholen und 
gegebenenfalls von einer Volksabstimmung der Bevölkerung in West-Berlin und der 
Bundesrepublik unterstützen lassen. Es bedarf auch eines klaren Wortes, daß die deutsche 
Frage für die Westmächte keineswegs erledigt ist, sondern daß sie mit Nachdruck auf einer 
Friedensregelung bestehen werden, die dem Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes 
und den Sicherheitsinteressen aller Beteiligten entspricht. Außerdem hielte ich es für gut, wenn 
der Westen das Berlin-Thema durch eigene Initiative vor die Vereinten Nationen brächte, 
mindestens mit der Begründung, die Sowjetunion habe in eklatanter Weise die Erklärung der 
Menschenrechte verletzt. Es scheint mir besser zu sein, die Sowjetunion in einen 
Anklagezustand zu versetzen, als dasselbe Thema nach Anträgen anderer Staaten diskutieren 
zu müssen.  

Ich verspreche mir von derartigen Schritten keine wesentliche materielle Änderung der 
augenblicklichen Situation und kann nicht ohne Bitterkeit an jene Erklärung denken, die 
Verhandlungen mit der Sowjetunion mit der Begründung abgelehnt hat, man dürfe nicht unter 
Druck verhandeln. Wir haben jetzt einen Zustand vollendeter Erpressung, und schon höre ich, 
daß man Verhandlungen nicht werde ablehnen können. In einer solchen Lage ist es um so 
wichtiger, wenigstens politische Initiative zu zeigen, wenn die Möglichkeit der Initiative des 
Handelns schon so gering ist. 

Nach der Hinnahme eines sowjetischen Schrittes, der illegal ist und als illegal bezeichnet 
worden ist, und angesichts der vielen Tragödien, die sich heute in Ost-Berlin und in der 
Sowjetzone abspielen, wird uns allen das Risiko letzter Entschlossenheit nicht erspart bleiben. 
Es wäre zu begrüßen, wenn die amerikanische Garnison demonstrativ eine gewisse 
Verstärkung erfahren könnte. 
 
[…] 
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Quelle: Willy Brandt zum Mauerbau in Berlin, 15. August 1961; abgedruckt in Bernhard 
Pollmann, Hg., Lesebuch zur deutschen Geschichte. Band 3, Vom deutschen Reich bis zur 
Gegenwart. Dortmund, 1984, S. 242-44.  


